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Begründung   
 
Ergänzungssatzung „Flst. Nr. 3170“ nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 Baugesetzbuch 
über die Einbeziehung einer Außenbereichsfläche in den im  
Zusammenhang bebauten Ortsteil in Hohenstein-Oberstetten 
 

Gemeinde Hohenstein, Gemarkung Oberstetten, Landkreis Reutlingen 
 

 

1. Angaben zur Gemeinde 
 Die Gemeinde Hohenstein gehört zum Landkreis Reutlingen und liegt auf der Hochfläche 

der Schwäbischen Alb. Hohenstein besteht aus den Ortsteilen Bernloch, Eglingen, Meidels-
tetten, Oberstetten und Ödenwaldstetten. Der räumliche Geltungsbereich der Ergänzungs-
satzung „Flst Nr. 3170“ befindet sich auf der Gemarkung Oberstetten. Die Einwohnerzahl 
der Gesamtgemeinde beträgt 3.845 Einwohner, davon leben 1157 Einwohner im Ortsteil 
Oberstetten (Gemeinde Hohenstein, 31.05.2025). 

 
2. Ziel und Zweck der Planung 

Mit der vorliegenden Ergänzungssatzung „Flst. Nr. 3170“ wird das bislang im Außenbereich 
(§ 35 BauGB) liegende Grundstück Flst. Nr. 3170, Gemarkung Oberstetten, in den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil von Oberstetten (Innenbereich gemäß § 34 BauGB) einbe-
zogen und die bisherige Grenze zwischen dem planungsrechtlichen „Innenbereich“ und 
„Außenbereich“ geringfügig verschoben. 

 
3. Erfordernis für die Aufstellung der Ergänzungssatzung 

Anlass für die Aufstellung der Ergänzungssatzung „Flst. Nr. 3170“ ist die geplante Errich-
tung von drei Wohngebäuden zur Eigennutzung angrenzend an die bestehende Siedlungs-
fläche. Es handelt sich um drei Brüder die im angrenzenden Elternhaus Schachenweg 7 
aufgewachsen sind. Die projektierten Wohngebäude befinden sich im Außenbereich. Die 
Fläche steht im räumlichen Zusammenhang mit den angrenzenden Innenbereichsflächen. 
Dem geforderten räumlichen Zusammenhang wird Rechnung getragen und es entsteht 
eine angemessene Arrondierung des Siedlungskörpers. Die Aufstellung einer Ergänzungs-
satzung ist erforderlich, um mit dieser die Außenbereichsflächen in den Innenbereich ein-
zubeziehen. Bauvorhaben werden dort künftig nach dem Gebot des Einfügens (§ 34 
BauGB) beurteilt. 
 
Die geplante Ausführung der Gebäude lässt eine in Form und Kubatur für den Ort ange-
messene Bebauung erwarten. Damit ist gewährleitstet, dass sich die Wohngebäude in die 
bestehende Umgebungsbebauung einfügen. 

 
4. Verfahren 
 Die Ergänzungssatzung wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt. 
 Die Aufstellung der Ergänzungssatzung ist mit der geordneten städtebaulichen Entwicklung 

der Gemeinde vereinbar, da das Plangebiet eine geringe Größe aufweist und damit eine 
untergeordnete Funktion einnimmt sowie der räumliche und sachliche Zusammenhang mit 
den angrenzenden Innenbereichsflächen gegeben ist. 

 Die Voraussetzungen des § 34 Abs. 5 BauGB sind erfüllt, da keine Vorhaben festgesetzt 
sind, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, es 
keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten 
Schutzgüter gibt und es keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 S. 1 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. Von einer förmlichen Umwelt-
prüfung wird abgesehen.  
Der Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
wird gleichzeitig gefasst und von einer frühzeitigen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung 
abgesehen.  
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Im Nachgang zum Aufstellungs- und Entwurfsbeschluss in der Gemeinderatssitzung am 
11.11.2025, fand im Zeitraum vom 17.11.2025 – 19.12.2025, die Beteiligung der Öffentlich-
keit und Träger öffentlicher Belange nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB statt. Die in diesem 
Zuge eingegangenen Stellungnahmen können der Synopse (Stellungnahmen und Behand-
lung der Stellungnahmen) entnommen werden. 
 
Gegenüber dem Entwurf vom 11.11.2025 haben sich lediglich noch redaktionelle Ergän-
zungen im Kapitel 7.3 landwirtschaftliche Emissionen ergeben. 
 

5. Überörtliche Planungen 
 
5.1 Regionalplan Neckar-Alb 2013 

Der Regionalplan vom 26.11.2013 (Satzungsbeschluss), der am 31.03.2015 durch das zu-
ständige Ministerium von Baden-Württemberg genehmigt wurde, trat am 10.04.2025 in 
Kraft. 
In der Raumnutzungskarte des Regionalplans ist der westliche Bereich des Plangebiet be-
reits als Siedlungsfläche dargestellt. Der östliche Bereich ist als „weiße“ Fläche ohne Ein-
tragungen dargestellt.  
 
Damit stehen der Entwicklung der Ergänzungssatzung keine regionalplanerischen Darstel-
lungen entgegen. 
 

 
Regionalplan Neckar-Alb 2013, Auszug Raumnutzungskarte, unmaßstäblicher Ausschnitt 

 
5.2 Flächennutzungsplan  

 Der Flächennutzungsplan der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Engstingen - Ho-
henstein weist die Fläche (gesamtes Flurstück Nr. 3170 als gemischte Baufläche aus. 
Eine Änderung oder Berichtigung des Flächennutzungsplanes ist nicht erforderlich. Auf 
dem Grundstück befindet sich noch ein Wirtschaftsgebäude, was für eine Durchmischung 
der Nutzung innerhalb des Gebietes sorgt.  
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Flächennutzungsplan VVG Engstingen - Hohenstein, unmaßstäblicher Ausschnitt 

 
6. Plangebiet 

Die geplanten Gebäude werden nördlich des bestehenden Wirtschaftsgebäudes (Flst. Nr. 
3170) errichtet. Die Erschließung erfolgt aus Westen über den Schachenweg. 
Das Plangebiet wird überwiegend als Grün- und Abstellfläche genutzt. Im östlichen Bereich 
des Plangebietes befinden sich einige Gehölze.  
Östlich schließt das Plangebiet an landwirtschaftlich genutzte Flächen Richtung Burgruine 
Ödenburg an, südlich an das bestehende Wohngrundstück Schachenweg 7 und nördlich 
an eine landwirtschaftliche Hofstelle an.     
Die Fläche der Ergänzungssatzung in dieser Abgrenzung beträgt insgesamt ca. 4.000 m². 
Das Plangebiet wird wie folgt abgegrenzt: 
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7. Wesentliche Auswirkungen der Planung 
 
7.1 Umweltinformation 

Aufgrund der flächenmäßig geringfügigen Einbeziehung (ca. 4.000 m²) des Flurstücks Nr. 
3170 in den Innenbereich, sind keine nachteiligen städtebaulichen, siedlungsstrukturellen 
oder umweltrelevanten Auswirkungen durch die Planung zu erwarten. 
Durch die Aufstellung der Ergänzungssatzung sind keine erheblichen Umweltauswirkungen 
zu erwarten. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter bestehen nicht. 
Daher wird bei der Aufstellung der Ergänzungssatzung von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB und von dem Umweltbericht nach § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB abgesehen. Die 
Ermittlung der relevanten Umweltbelange wurde durchgeführt und ist in Form einer Umwel-
tinformation (Eingriffsregelung und Artenschutz) der Begründung beigefügt.  

 
7.2 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz und Artenschutz 

Im Rahmen der Aufstellung von Ergänzungssatzungen ist ergänzend die Eingriffsregelung 
nach § 1a Abs. 3 BauGB anzuwenden. Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich 
erheblicher Beeinträchtigungen sind in der Abwägung zu berücksichtigen. 
 
Für die Schutzgüter „Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt“ und „Boden“ wurde eine Ein-
griffs-Ausgleichs-Bilanzierung nach der Ökokontoverordnung (ÖKOV 2010) durchgeführt. 
Diese ist im Bericht zur Eingriffsregelung und Artenschutz vom 04.08.2025 als Anlage der 
Begründung enthalten. 
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Aus der artenschutzrechtlichen Beurteilung des Berichtes wird folgendes zitiert: 
 
„Das Vorkommen von Brutvogelarten des Offenlandes und des Waldes kann ausge-
schlossen werden und sofern kein Eingriff an Gebäuden stattfindet, sind auch Gebäude-
brüter vernachlässigend gering betroffen. Bei der jetzigen Planung wird der überwiegende 
Teil der Gehölze bestehen gelassen, ein Eingriff ist lediglich bei einem einzelnen Mirabel-
lenbaum (Prunus domestica) auf der westlichen Fläche, einer Thuja-Hecke sowie den da-
ran anschließenden Gehölzstreifen von 12 m Länge geplant. Dieser besteht aus einem jun-
gen Walnussbaum (Juglans regia) und überwiegend aus Mirabelle (Prunus domestica). Ein 
Vorkommen von Vogelarten über die häufigen gehölzbrütenden Arten hinaus ist nicht zu 
erwarten. Sofern sich der Eingriff auf das beschriebene Gehölz beschränkt und kein Eingriff 
an den Gebäuden stattfindet, kann auf eine Vogelkartierung verzichtet werden. Diese Ein-
schätzung wurde von der Unteren Naturschutzbehörde am 09.01.2025 bestätigt. 
 
Der Geltungsbereich ist als potenzielles Jagdgebiet für Fledermäuse geeignet, aufgrund 
der angrenzenden Wiesen und Bäume im Osten sowie der bestehenden Leitstruktur im 
Norden ist der Verlust nicht als essenziell anzusehen. Die Quartiereignung an den betroffe-
nen Gehölzen ist durch ein potenzielles Tagesquartier gegeben, auch das Gebäude bietet 
Quartiermöglichkeiten. 
 
Im Untersuchungsraum konnten keine Reptilien nachgewiesen werden. Es sind keine 
Maßnahmen erforderlich. 
 
Für die geplanten baulichen Eingriffe müssen nach § 1a Abs. 3 BauGB Ausgleichsmaßnah-
men durchgeführt werden. Um die Angemessenheit der erforderlichen Kompensationsmaß-
nahmen nachzuweisen, wurde für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
sowie Boden eine Bilanzierung nach der Ökokontoverordnung 2010 durchgeführt. Eine de-
taillierte Aufstellung zur Bilanz enthält Anhang 1.  
Bei der Berechnung der Flächeninanspruchnahme wird die Versiegelung einer 920 m² gro-
ßen Fläche durch die geplanten Gebäude einschließlich Nebenflächen und Terrassen (385 
m²) und der bereits bestehenden Gebäude (535 m²) sowie 895 m² für die Zufahrts- und Par-
kierungsflächen angenommen. Die restliche Grundstücksfläche wird voraussichtlich als 
Garten genutzt. Die Flächen im Osten (Grünflächen und Gehölze) und Süden (bestehendes 
Gebäude) des Grundstückes erfahren keine Nutzungsänderung.  
Für die Berechnung des Kompensationsbedarfes für Tiere, Pflanzen und biologische Viel-
falt wurde die Wertveränderung des Ausgangs- und Zielzustandes berechnet. Durch die 
Überbauung kommt es zunächst zu einem Verlust geringwertiger Biotoptypen, überwie-
gend Zierrasen und durch Straßen- und Kabelverlegungsarbeiten bereits geschotterte Flä-
chen. Aufgrund der Anlage von Gärten sowie der Pflanzung von drei Einzelbäumen ergibt 
sich durch die geplante Bebauung jedoch insgesamt ein Wertgewinn von 1.795 Ökopunk-
ten (ÖP).  
Der Kompensationsbedarf für das Schutzgut Boden wurde nach der Arbeitshilfe der LUBW 
„Das Schutzgut Boden in der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung“ berechnet (LUBW, 
2024). Dabei wurde die Gesamtbewertung nach den Bodenfunktionen „Ausgleichskörper 
im Wasserkreislauf“, „Filter und Puffer für Schadstoffe“ und „natürliche Bodenfruchtbarkeit“ 
einbezogen. Die detaillierte Berechnung findet sich im Anhang 1. Das Defizit zwischen Aus-
gangszustand und Zielzustand des Bodens ergibt eine Wertveränderung von -1.444 ÖP. 
Dieses Defizit kann schutzgutübergreifend durch die Pflanzung von Einzelbäumen kom-
pensiert werden.  
Insgesamt kann das Vorhaben somit als ausgeglichen angesehen werden.  
Für die Schutzgüter Landschaft und Erholung ist ein quantitativer Vergleich nicht möglich. 
Aufgrund der umliegenden Bebauung ist durch den Bau der Wohngebäude jedoch keine 
erhebliche Beeinträchtigung des Landschafts- oder Ortsbilds zu erwarten. Die Pflanzung 
von Einzelbäumen und die Anlage der Hausgärten trägt in unmittelbarerer Umgebung zum 
Eingriffsbereich zur Einbindung in das Ortsbild bei.“ 
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7.3 Landwirtschaftliche Immissionen 
Bereits im Vorfeld des Aufstellungsverfahrens haben die Eigentümer und Vorhabenträger 
in Abstimmung mit dem Kreislandwirtschaftsamt die vorhandene Geruchsbelastung be-
wertet. Voraussetzung für eine bauliche Entwicklung auf dem Grundstück Nr. 3170 war, 
dass die genehmigte Tierhaltung auf diesem Grundstück nicht mehr aufgenommen wird 
und dies mittels Verzichtserklärung auf die Ausübung der genehmigten Nutzung für Tier-
haltung gegenüber dem Landratsamt bescheinigt wird. Diese Erklärung hat der Eigentü-
mer am 13.05.2024 unterzeichnet und dem Landratsamt übermittelt. 
 
Zur Beurteilung der umgebenden Immissionssituation für die drei geplanten Einfamilien-
häuser wurden die Geruchsstundenhäufigkeiten mit dem Programm GERDA IV ermittelt. 
Nach der TA-Luft 2021 Ziffer 3.1 sind Immissionswerte in Wohn-/Mischgebieten von 0,1 
(Geruchsstundenhäufigkeit 10 %) und in Dorfgebieten von 0,15 (Geruchsstundenhäufigkeit 
15 %) zulässig. Ebenfalls nach TA-Luft Ziffer 3.1 können im Übergangsbereich vom Dorf-
gebiet in den Außenbereich Immissionswerte bis zu 20 % angewendet werden.  
Der Gewichtungsfaktor von 0,5 für die Rinderhaltung, das Mistlager, die Güllegrube und 
das Fahrsilo Maissilage und der Gewichtungsfaktor 1 für das Fahrsilo Grassilage sind in 
der Ausbreitungsrechnung berücksichtigt.  
 
Die zusätzliche Bebauung entspricht vom Charakter her einer Ergänzung der vorhandenen 
Wohnbebauung im dörflichen Gebiet, das durch den vorhandenen landwirtschaftlichen Be-
trieb nördlich des Gebiets der Ergänzungssatzung vorgeprägt ist.  
 
Bei der Bewertung von Geruchsbelästigungen handelt es sich um Orientierungswerte, die 
im Rahmen der Abwägung in begründeten Einzelfällen - etwa im Übergangsbereich zum 
Außenbereich oder bei einer Planung in der Nähe emittierender Betriebe - überschritten 
werden können. Derjenige, der in die Nähe eines landwirtschaftlichen Betriebs zieht, muss 
selbstverständlich die Vorbelastung in seine Entscheidung für den neuen Wohnort einstel-
len. Seine Schutzwürdigkeit ist entsprechend verringert, sodass ihm ein Anspruch auf die 
sonst einzuhaltenden Immissionsrichtwerte nicht einschränkungslos zukommt. Der Ansatz 
der zumutbaren Jahresgeruchsstundenhäufigkeit von 15 % wird für das konkrete Gebiet 
der Ergänzungssatzung in Richtung Nordosten auf bis zu max. 20 % überschritten. Im Rah-
men der Bauplanung und der damit verbundenen Baugenehmigung können die oben be-
schriebenen Optimierungspotentiale berücksichtigt werden. 
 
Wie der untenstehenden Abbildung zu entnehmen ist, befinden sich die beiden westlich 
geplanten Gebäude, innerhalb der 8 % bzw. geringfügig das südliche, in der 6 % „Geruchs-
stundenhäufigkeitskachel“ und liegen damit deutlich unter dem oben genannten Immissi-
onswert nach TA-Luft. Das östlich geplante dritte Gebäude, befindet sich innerhalb der 20 
% „Geruchstundenhäufigkeitskachel“ und überschreitet damit den für das Dorfgebiet in die-
sem Bereich geltenden Immissionswert 15 % um 5 %. Entsprechend den Ausführungen in 
Ziffer 3.1 der TA-Luft, können im Übergangsbereich vom Dorfgebiet in den Außenbereich 
Immissionswerte bis zu 20 % angewendet werden, weswegen dieser Bereich trotzdem in 
die Ergänzungssatzung mit einbezogen wird. Dem Bauherren wird empfohlen, Maßnahmen 
zu ergreifen, um die erhöhte Geruchsbelastung zu reduzieren, z. B. durch eine möglichst 
weit im östlichen Grundstücksbereich angesiedelte Baukörperstellung und/oder durch ent-
sprechende Planung seines Gebäudes, schutzbedürftige Räume (wie z.B. das Schlafzim-
mer) Richtung Süden auszurichten.  
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Gerda IV Berechnung des Kreislandwirtschaftsamtes vom 26.01.2024 mit Eintrag Bauvorhaben   

 
 
 

Reutlingen, den 10.02.2026 Hohenstein, den 10.02.2026 
 
 
 
Clemens Künster  Simon Baier                               
Dipl. Ing. Regierungsbaumeister  Bürgermeister 
Freier Architekt + Stadtplaner SRL 


